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BAUEN UND WOHNEN

Mehr Wohneigentum: Aus dem 
politischen Versprechen muss 
eine echte Starthilfe werden 

Die Spitzen der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD haben bei ihrer Klausur in Münster 
bekräftigt, mehr Menschen den Weg in die eigenen vier Wände zu ermöglichen. Dieses Bekenntnis 
begrüßt der Bauherren-Schutzbund e. V. (BSB). Der Koalitionsvertrag ist bereits konkreter: Mit der 
„Starthilfe Wohneigentum“ sollen insbesondere Familien beim Eigentumserwerb unterstützt und 
eigenkapitalersetzende Maßnahmen geschaffen werden. Entscheidend ist jetzt, dieses Versprechen 
in die Praxis umzusetzen.

Denn eine der größten Hürden beim Erwerb von Wohn-
eigentum ist fehlendes Eigenkapital. Gerade Haushalte 
mit kleineren und mittleren Einkommen können eine mo-
natliche Finanzierung durchaus tragen, verfügen aber 
nicht über genügend Rücklagen, um das von Banken 
verlangte Eigenkapital und die Erwerbsnebenkosten 
aufzubringen. Sie scheitern damit bereits am Zugang 
zur Finanzierung (siehe dazu auch Artikel Seite 7).

Eigenkapitalersetzende Förderung in den 
Mittelpunkt stellen 

Wendelin Monz
Vertretungsberechtigter Vorstand
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Genau hier bietet der Koalitionsvertrag 
einen wichtigen Ansatzpunkt. Die 

angekündigten eigenkapitalersetzenden 
Maßnahmen sollten zum Kern der „Starthilfe 

Wohneigentum“ werden. Denkbar sind 
beispielsweise staatlich unterstützte 

Nachrangdarlehen, die bei der Finanzierung 
als eigenkapitalähnlicher Baustein 

anerkannt werden.  

Erfahrungen aus den Ländern zeigen, dass öffentliche 
Darlehensmodelle den Erwerb selbstgenutzten Wohn-
eigentums unterstützen können. So fördert Schleswig- 
Holstein den Bau und Erwerb selbstgenutzten Wohn-
raums unter bestimmten Voraussetzungen unter ande-
rem mit zinslosen Darlehen. Ein solches Instrument kann 
gezielt die Haushalte unterstützen, die zwar über ein aus-
reichendes und dauerhaft tragfähiges Einkommen verfü-
gen, aber eben nicht über genügend Eigenkapital, das bei 
immer weiter steigenden Bau- und Immobilienpreisen oft 
in einem hohen fünfstelligen Bereich liegen muss.

Bestehende Förderkredite können zwar die Finanzie-
rungskosten senken, lösen dieses Zugangsproblem 
jedoch nicht unmittelbar. Auch die Verbesserung des 

 
Einführung eines eigenkapital-
ersetzenden KfW-Darlehens

Eigenkapitalersetzende, zinsgünstige Nach-
rangdarlehen helfen dabei, den Erwerb von 
Wohneigentum bezahlbar zu machen und die 
wirtschaftliche Belastung für Bauherren zu 
senken. Ein solches Programm ist ein konkreter 
Hebel, um Familien und Einzelpersonen über die 
Eigenkapitalhürde zu helfen. Darlehen belasten 
zudem nicht den Haushalt, da sie in aller Regel 
vollständig zurückgezahlt werden. Ein wirksamer 
Anreiz für nachhaltiges Bauen und Sanieren, so 
wie in Schleswig-Holstein seit Jahren erprobt.

Konkret

Mit Starthilfe Wohneigentum jetzt die Eigenkapitalhürde senken

Wohneigentum stärken  
Sicher und bezahlbar ins Eigenheim
Programm, Speaker und mehr Infos auf www.bsb-ev.de/bpf

Einladung zur  
BSB-Veranstaltung

5. November 2026 
9 – 13 Uhr 

dbb forum Berlin
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Deutschland muss seine Wirtschaft wieder in 
Schwung bringen. Eine starke Wirtschaft ist die 
Grundlage unseres Wohlstands. Sie sichert Arbeits-
plätze und Einkommen und schafft die Vorausset-
zung dafür, dass Menschen sich etwas aufbauen 
können. Die Bundesregierung ist angetreten, die 
dringend notwendigen Reformen in unserem Land 
auf den Weg zu bringen. Jetzt muss sie diese zügig 
und entschlossen umsetzen. Manche Reformen 
werden unbequem, einige auch schmerzhaft sein. 
Sie sind dennoch notwendig, damit Deutschland 
wirtschaftlich wieder an Stärke gewinnt und die 
Menschen in unserem Land davon profitieren.

Der Wunsch nach den eigenen vier Wänden ist bei 
vielen groß, doch hohe Bau- und Kaufkosten, ge-
stiegene Zinsen und fehlende Rücklagen machen 
den Eigentumserwerb für immer mehr Haushalte 
schwer erreichbar. Wer arbeitet, spart und Ver-
antwortung übernimmt, braucht eine realistische 
Chance auf Wohneigentum.

Nicht zuletzt brauchen wir bei den Reformen auch 
strukturelle Verbesserungen für den Haus- und 
Wohnungsbau: finanzielle Planungssicherheit, 
schnellere Genehmigungsverfahren und pass-
genaue Förderprogramme, die beispielsweise die 
Eigenkapitalhürde abbauen.

Die Bundesregierung ist jetzt am Zug. Wirtschaftli-
che Stärke ist die Voraussetzung dafür, dass Wohl-
stand erhalten bleibt und der Weg in die eigenen 
vier Wände für mehr Menschen wieder erreichbar 
wird.

Wohlstand sichern, 
Wohneigentum 
ermöglichen

KOMMENTAR

Henrik Fork-Weigel
BSB-Geschäftsführer
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Drei zentrale Forderungen  
des BSB
•	 Kein Rückbau des Verbraucherschutzes: Ein 

neuer gesetzlicher Standard darf nicht hinter 
das heutige Schutzniveau zurückfallen. „Ein-
faches Bauen“ muss den bisherigen Schutz 
der Verbraucher:innen durch die Pflicht zur 
Aufklärung über die konkrete Abweichung 
von den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik und die Folgen unberührt lassen.

•	 Kostentransparenz: Die Kosten der Abweichun-
gen von den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik müssen detailliert, nachvollziehbar 
und beziffert im Vertrag ausgewiesen werden – 
pauschale Schätzwerte reichen nicht aus.

•	 Keine Qualitätsminderung zum gleichen Preis:  
Private Bauherren dürfen nicht für ein nied-
rigeres Qualitätsniveau denselben Preis zah-
len. Kosteneinsparungen müssen tatsächlich 
und vollständig weitergegeben werden.

Konkret

Gebäudetyp E: Kosten senken, 
Verbraucher:innen schützen
Auch niedrigere Baukosten können Wohneigentum 
erschwinglicher machen. Der in Münster erneut hervor-
gehobene Gebäudetyp E kann dazu beitragen, ein-
facher und kostengünstiger zu bauen. Einsparungen 
dürfen jedoch nicht dadurch entstehen, dass Quali
täts-, Haftungs- oder Folgekostenrisiken auf private  
Bauherren und Erwerber:innen verlagert werden.  
Abweichungen von etablierten Standards müssen 
stattdessen transparent und verständlich vereinbart 
werden und Kosteneinsparungen vollumfänglich an die 
Bauherren weitergegeben werden. Einfacher bauen darf 
nicht weniger Verbraucherschutz bedeuten.

Starthilfe Wohneigentum | Finanzierung | 
Wohneigentumsbildung | Verbraucherschutz | 
Gebäudetyp E | Qualität | Folgekostenrisiken

#

Programms „Jung kauft Alt“ im August 2026 ist ein 
sinnvoller Schritt, ersetzt aber keine gezielte Unter-
stützung beim Eigenkapital.

Die geplante Neuordnung der Wohneigentumsför-
derung bietet deshalb eine Chance, diese Lücke zu 
schließen. Wenn die „Starthilfe Wohneigentum“ 2027 
kommt, muss sie ihrem Namen gerecht werden: Sie 
sollte nicht nur Kredite verbilligen, sondern Haushal-
ten auch den Zugang zu einer Immobilienfinanzierung 
überhaupt erst ermöglichen. Dies wäre ein echter 
Gewinn.

HausbauReportBauherren-Schutzbund e.V.



GModG und BEG: Mehr Wahlfreiheit 
erfordert stärkere unabhängige Beratung
Technologieoffenheit darf nicht dazu führen, dass Kosten und Risiken auf selbstnutzende 
Hausbesitzer:innen verlagert werden.

Mit dem Gebäudemodernisierungsgesetz (GModG) 
setzt die Bundesregierung auf größere Technologie-
offenheit beim Heizungstausch. Die bisherige 65-Pro-
zent-Vorgabe entfällt, Öl- und Gasheizungen können 
weiterhin eingebaut werden. Was nach mehr Wahl-
freiheit klingt, verlagert zugleich Verantwortung und 
finanzielle Risiken auf die Verbraucher:innen. Denn wer 
heute in sein Gebäude investiert, trifft Entscheidun-
gen, die Jahrzehnte wirken. Und vermeintlich günstige 
Heizungstechnologien können sich aufgrund hoher Be-
triebskosten langfristig als Kostenfalle erweisen.

Zusammenspiel von Gebäudehülle, 
Wärmebedarf und Heiztechnik 
ist entscheidend

VERBRAUCHERSCHUTZ UND KLIMASCHUTZ

Die Wärmewende darf nicht auf den 
Heizungstausch reduziert werden. 

Entscheidend ist das Zusammenspiel von 
Gebäudehülle, Wärmebedarf und Heiztechnik. 
Eine energetisch verbesserte Gebäudehülle 
senkt den Energiebedarf und die Heizkosten 

und ermöglicht eine effizientere und 
bedarfsgerechtere Dimensionierung der 

Heizung. Daher müssen Investitionen in die 
Gebäudehülle ebenso Teil einer langfristigen 

Modernisierungsstrategie sein wie der 
Heizungstausch.

Unabhängige Energieberatung 
muss gestärkt werden

Gerade durch die größere Technologieoffenheit wird 
unabhängige Energieberatung wichtiger denn je, zumal 
die Beratungspflicht beim Einbau fossiler Heizungen 

entfallen ist. Wie sich Energie- und CO₂-Preise entwi-
ckeln und ob alternative Brennstoffe künftig ausrei-
chend verfügbar und bezahlbar sein werden, ist kaum 
verlässlich abzuschätzen. Verbraucher:innen benötigen 
deshalb eine Beratung frei von Verkaufsinteressen, die 
das Gebäude als Ganzes betrachtet: Welche Maßnah-
men sind sinnvoll? In welcher Reihenfolge sollten sie 
umgesetzt werden? Und welche Investition ist langfris-
tig wirtschaftlich? 

Ein individueller Sanierungsfahrplan kann dafür eine 
wichtige Grundlage bilden. Er schafft eine Perspektive 
für die schrittweise Modernisierung und hilft, Gebäude-
hülle, Anlagentechnik und Nutzung aufeinander abzu-
stimmen, und vor kostenintensiven Fehlentscheidun-
gen schützen.

Modernisierung erleichtern durch 
unabhängige Energieberatung 

Energetische Modernisierungen sind individu-
ell, oft komplex und teuer. Eine unabhängige 
Beratung, die das gesamte Gebäude berücksich-
tigt, schützt Verbraucher:innen vor vorschnellen 
Entscheidungen oder Einzelmaßnahmen, die in 
keinem sinnvollen Zusammenhang stehen. Sie 
zeigt Strategien auf, um den Energieverbrauch 
zu senken und mit sinnvollen sowie wirtschaft-
lich Maßnahmen langfristig ihre Kosten zu redu-
zieren. Mit einer geförderten Energieberatung 
steigt die Modernisierungsbereitschaft der 
Eigentümer:innen, wodurch ein wichtiger Bei-
trag zur Energiewende im privaten Wohnbereich 
geleistet wird.

Info

Förderung muss einfach und verlässlich sein

Kritisch aus Verbrauchersicht ist bei der neuen Bun-
desförderung für effiziente Gebäude (BEG) vor allem die 
mangelnde Planbarkeit, die weiterhin komplexe Förder-
struktur und sinkende Fördersätze. Gerade Haushalte 
mit geringeren und mittleren Einkommen können not-
wendige Modernisierungen dann trotz Förderung nicht 
umsetzen.

Andreas May
Vertretungsberechtigter Vorstand
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Vergleich zum ersten Halbjahr 2025

Bezahlbarkeit | Planungssicherheit | GModG | Energieberatung | Gebäudehülle | Heizung | BEG#

Problematisch ist insbesondere die neue Schwelle beim 
iSFP-Bonus: Erst bei Investitionskosten von mehr als 
30.000 Euro greift für den darüberliegenden Betrag ein 
Bonus von fünf Prozent. Eine solche Schwellenregelung 
macht die Förderung komplizierter und setzt aus Ver-
brauchersicht fragwürdige Anreize. 

Positiv ist dagegen der Bonus für Worst Performing 
Buildings (WPB), der die energetisch schlechtesten 
Gebäude stärker in den Fokus rückt. Hier besteht ein 
großes Potenzial für Energie- und Kosteneinsparungen. 
Ohne die Sanierung dieser Gebäude wird die Wärme-
wende im Gebäudebestand kaum gelingen.

Unsere Forderung

Wer Verbraucher:innen mehr Wahlfreiheit  
und Eigenverantwortung überträgt, muss un-
abhängige Energieberatung dauerhaft stärken 
und ausreichend finanzieren. Dazu gehört eine 
verlässliche Förderung der Energieberatung 
und des individuellen Sanierungsfahrplans. 
Gleichzeitig ist eine langfristig verlässliche 
BEG-Förderung erforderlich, die Heizung und 
Gebäudehülle gleichermaßen berücksichtigt.

Konkret

Mehr Baugenehmigungen, 
aber noch keine Entwarnung
Die Zahl der Baugenehmigungen steigt, auch beim selbstgenutzten Wohneigentum. 
Allerdings bleibt das Niveau weiterhin relativ niedrig.

Im ersten Halbjahr 2026 wurden in Deutschland 126.300 
Wohnungen genehmigt. Das waren 15,1 Prozent (16.600 
Wohnungen) mehr als im Vorjahreszeitraum. Allerdings 
erfolgt dieser Anstieg von einem niedrigen Ausgangs-
niveau: In den ersten Halbjahren 2024 und 2025 wurden 
jeweils nur rund 107.000 beziehungsweise 110.000 Woh-
nungen genehmigt. 

Insbesondere die Entwicklung bei Ein- und Zweifa-
milienhäusern ist für private Bauherren ein wichtiges 
Signal. Sie stehen in besonderem Maße für selbst-

BAUEN UND WOHNEN

Baugenehmigungen | Wohneigentum | Selbstnutzer:innen | Finanzierung #

+ 12,7 % + 27,3 % + 16,9 %

genutztes Wohneigentum und damit für den Wunsch 
vieler Haushalte, langfristig in den eigenen vier Wänden 
zu leben. 

Die steigenden Genehmigungszahlen sind deshalb ein 
Hoffnungsschimmer, aber noch keine Trendwende am 
Wohnungsmarkt. Entscheidend ist, dass aus den Ge-
nehmigungen auch tatsächlich gebaute Häuser und 
Wohnungen werden. Dafür benötigen private Bauherren 
verlässliche Rahmenbedingungen, bezahlbare Finanzie-
rung sowie eine langfristig planbare Förderung.

Zweifamilienhäuser 
auf 7.700 Wohnungen

Mehrfamilienhäuser 
auf 67.000 Wohnungen

Einfamilienhäuser 
auf 24.000 Wohnungen
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Wärmenetze: Akzeptanz braucht 
starken Verbraucherschutz
Die Wärme- und Energiewende braucht private Investitionen und gesellschaftliche Akzeptanz. Die 
Kosten und Risiken der Transformation dürfen jedoch nicht einseitig auf Verbraucher:innen verlagert 
werden. Wer Verbraucher:innen dauerhaft an einen Anbieter bindet, muss für bezahlbare Preise, 
wirksame Preiskontrollen und durchsetzbare Rechte sorgen. Die Wärmewende kann nur gelingen, wenn 
Kosten, Nutzen und Risiken fair verteilt werden.

Mit den am 26. August 2026 beschlossenen Eckpunkten 
für das Wärmenetzpaket will die Bundesregierung Inves-
titionen in den Aus-, Um- und Neubau von Wärmenetzen 
erleichtern und zugleich den Verbraucherschutz stär-
ken. Vorgesehen sind unter anderem eine bundesweite 
Preisaufsicht, eine Preistransparenzplattform, trans-
parentere Preisänderungsklauseln und eine Schlich-
tungsstelle. Diese Maßnahmen sind wichtige Schritte. 
Entscheidend ist jedoch, wie sie gesetzlich ausgestaltet 
und praktisch umgesetzt werden.

Denn wer an ein Wärmenetz angeschlossen ist, kann 
seinen Anbieter in der Regel nicht wechseln. Wo Wettbe-
werb fehlt, muss ein besonders hoher Schutzstandard 
gelten.

Monopole brauchen wirksame 
Preiskontrollen 

Mehr Transparenz und die geplante Preisaufsicht sind 
wichtige Fortschritte, reichen jedoch nicht aus. Fern-
wärmepreise, ihre Kostenbestandteile sowie Preis-
änderungen müssen nachvollziehbar und vergleichbar 
sein. Kostensenkungen müssen ebenso weitergegeben 
werden wie Kostensteigerungen. Einseitige Preisanpas-
sungen dürfen nicht zu unkalkulierbaren Kostenrisiken 
für Hausbesitzer:innen führen. Eine Preisaufsicht kann 
den Verbraucherschutz stärken, wenn die zuständige 
Behörde über ausreichende Prüf- und Eingriffsmög-
lichkeiten verfügt. Dafür müssen Wärmeversorger 
Preis- und Kostenbestandteile regelmäßig, bei Preisän-
derungen und auf Anforderung offenlegen. Eine reine 
Informationsplattform reicht nicht aus.

Verbraucherrechte müssen 
durchsetzbar sein

Transparenzplattform, Informationsrechte und Schlich-
tungsstelle sind wichtige Maßnahmen. Verbraucher:in-
nen müssen unangemessene Preise, fehlerhafte 
Abrechnungen und Vertragsbedingungen effektiv 
überprüfen lassen und ihre Rechte ohne hohe Hürden 
geltend machen können. Außerdem dürfen Sonder-
kündigungsrechte nicht durch übermäßige Anschluss- 
oder Erstattungskosten faktisch ausgehebelt werden.

VERBRAUCHERSCHUTZ

Transformationskosten gerecht verteilen

Der Ausbau und die Dekarbonisierung der Wärmenetze 
erfordern erhebliche Investitionen. Neue Refinanzie-
rungsmöglichkeiten der Versorger und zusätzliche 
Umlagen dürfen aber nicht dazu führen, dass Investi-
tions- und Transformationsrisiken einseitig auf private 
Haushalte verlagert werden. Für selbstnutzende Eigen-
tümer:innen geht es vor allem um Anschlusskosten, 
Wärmepreise, Vertragsbindungen und die langfristige 
Verlässlichkeit der Versorgung. Dabei müssen sie vor 
unverhältnismäßigen Belastungen geschützt werden 
und langfristig planen können.

Planungssicherheit gilt auch 
für Verbraucher:innen

Die kommunale Wärmeplanung soll Haushalten Orien-
tierung für langfristige Investitionsentscheidungen 
bieten. Wer seine Heizungsentscheidung im Vertrauen 
auf eine vorgesehene leitungsgebundene Wärmever-
sorgung trifft, muss vor finanziellen Folgen geschützt 
werden, falls diese Versorgung später nicht oder nicht 
rechtzeitig realisiert wird. Dies ist besonders relevant, 
weil die bisherige Regelung in § 71k Abs. 3 GEG mit dem 
GModG entfallen ist. 

Verbraucher:innen dürfen nicht auf den Kosten einer 
erneuten Heizungsumstellung sitzen bleiben, wenn ein 
angekündigtes Netz nicht zustande kommt. Für solche 
Fälle ist eine klare und verlässliche Risikozuordnung 
erforderlich. Dies gilt ebenfalls für Prüfgebiete für 
Wasserstoff oder andere noch unsichere Versorgungs-
optionen: Sie dürfen nicht dazu führen, dass Eigentü-
mer:innen Investitionen aufschieben oder das finan-
zielle Risiko einer Fehlinvestition bei nicht realisierter 
Infrastruktur tragen müssen. 

Planungssicherheit darf nicht nur für Netzbetreiber 
gelten, sondern muss ebenso für Verbraucher:innen 
gewährleistet sein.

Bezahlbarkeit | Planungssicherheit | 
Preiskontrolle | Rechtsdurchsetzung | 
Fernwärme | Wärmenetze

#
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Wohneigentum: Eigenkapitalhürden 
erschweren den Zugang
Die Eigenkapitalhürden beim Erwerb von Wohneigentum müssen gesenkt und die Erwerbsnebenkosten 
stärker in den politischen Fokus gerückt werden, um mehr Menschen den Zugang zu Wohneigentum zu 
ermöglichen.

Der Wunsch nach Wohneigentum ist weiter ungebro-
chen. Das bestätigt eine Forsa-Erhebung aus dem 
Frühjahr 2026: Drei von vier Befragten (73 %) zwischen 
20 und 49 Jahren wünschen sich ein eigenes Haus oder 
eine eigene Wohnung. Die Finanzierung von Wohneigen-
tum bleibt für Verbraucher:innen jedoch schwierig. 
Bei Immobilienkrediten mit zehnjähriger Zinsbindung 
liegen die Zinsen derzeit bei etwa 3,5 bis 4 Prozent. Ein 
deutlicher Rückgang der Bauzinsen ist aktuell nicht zu 
erwarten.

BAUEN UND WOHNEN

Immobilienfinanzierung | Eigenkapitalhürde |  
Wohneigentumsbildung | Zinsen | 
Erwerbsnebenkosten

#

Grunderwerbsteuer herunter, 
Eigentumsbildung hinauf

Die selbstnutzenden Bauherren würden von 
einer Senkung der Erwerbsnebenkosten spür-
bar profitieren – konkret von der Senkung der 
Grunderwerbsteuer. 

Staffelung der Grunderwerbsteuer
	y Auf die ersten 200.000 Euro des Kaufpreises 

entfällt keine Steuer.
	y Auf die zweiten 200.000 Euro fallen  

3 Prozent Grunderwerbsteuer an.
	y Auf die dritten 200.000 Euro 6 Prozent,  

darüber hinaus werden 8 Prozent erhoben.

Diese soziale Staffelung der Grunderwerbsteuer 
würde Bauherren mit niedrigeren und mittleren 
Einkommen bei der Eigentumsbildung ent-
lasten, ohne dass wichtige Steuereinnahmen 
verloren gingen.

Mehr Infos unter 
www.bsb-ev.de/grunderwerbsteuer

Konkret

Quelle: Forsa-Befragung: Wohneigentum und Altersvorsorge. Ergebnisse einer bundesweiten 
Befragung unter 20- bis 49-Jährigen im Auftrag des Verbands der Privaten Bausparkassen e.V. 
und der Bundesgeschäftsstelle Landesbausparkassen.

86 Prozent aller Befragten glauben, dass 
es heute schwieriger ist, Wohneigentum zu 
erwerben als noch vor fünf Jahren. 

Neben dem Zinsniveau stellt vor allem das erforder-
liche Eigenkapital eine hohe Einstiegshürde dar. Gerade 
Haushalte mit geringeren und mittleren Einkommen 
scheitern häufig, obwohl sie sich die monatlichen Kre-
ditraten leisten könnten, am fehlenden Eigenkapital.

Kreditinstitute erwarten in der Regel, dass mindestens die 
Erwerbsnebenkosten wie Grunderwerbsteuer, Notar- und 
Grundbuchkosten sowie gegebenenfalls die Maklerprovi-
sion aus eigenen Mitteln finanziert werden. Diese Kosten 
machen rund 10 bis 15 Prozent des Kaufpreises aus, was 
oft einen höheren fünfstelligen Betrag bedeutet.

Das fehlende Eigenkapital ist für viele Menschen in-
zwischen die entscheidende Hürde auf dem Weg in die 
eigenen vier Wände. 

Aus verbraucherpolitischer Sicht besteht Handlungs-
bedarf: Hohe Eigenkapitalhürden und Erwerbsneben-
kosten erschweren insbesondere Haushalten ohne 
größeres Vermögen den Zugang zu Wohneigentum. 
Wer mehr Menschen den Erwerb von Eigentum ermög-
lichen will, muss deshalb bei diesen Zugangshürden 
ansetzen.

Info
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Damit energetische Sanierung 
nicht zum Kostenrisiko wird
Viele Eigentümer:innen wollen ihr Haus energetisch verbessern, den Wohnkomfort erhöhen und 
zugleich nachhaltig investieren. Angesichts des großen Sanierungsbedarfs im Gebäudebestand ist 
das dringend notwendig. Doch wer saniert, greift in ein komplexes bestehendes System ein. Werden 
einzelne Maßnahmen nicht aufeinander abgestimmt, können aus sinnvollen Investitionen schnell teure 
Folgeschäden entstehen.

Wie groß dieses Risiko ist, zeigt unsere neue Kurzstudie 
„Die 10 häufigsten Schadenrisiken bei der nachhaltigen 
Bestandssanierung“, die wir gemeinsam mit dem Insti-
tut für Bauforschung erarbeitet haben. Anhand typi-
scher Schadensfälle wird deutlich, dass Probleme nicht 
nur durch handwerkliche Ausführungsfehler entstehen. 
Häufig liegen die Ursachen bereits in einer unzurei-
chenden Bestandsaufnahme, fehlender Abstimmung 
einzelner Maßnahmen oder im fehlerhaften Umgang mit 
technischen Anforderungen und Förderbedingungen.

Für Eigentümer:innen kann das erhebliche finanzielle 
Folgen haben. In einem untersuchten Fall verursachte 
eine vor der Sanierung nicht erkannte mangelhafte 
Kellerabdichtung Kosten von rund 50.000 Euro für die 
Schadensbeseitigung. In einem anderen Fall wurde der 
angestrebte Effizienzhausstandard durch einen Wech-
sel des Dämmstoffs verfehlt. Der angestrebte Effizienz-
hausstandard wurde nicht erreicht und der Förderzu-
schuss halbierte sich von 12.000 auf 6.000 Euro.

Die Qualität der Bestandssanierung ist eine zentrale 
Voraussetzung für den Erfolg der Wärmewende. Ener-
getische Sanierung muss für private Eigentümer:innen 
nicht nur technisch machbar, sondern auch wirtschaft-

STUDIE

Bestandgebäude | Sanierung | Schadenrisiken#

lich kalkulierbar und möglichst schadensfrei umsetzbar 
sein.

Aus verbraucherpolitischer Sicht ist deshalb entschei-
dend: Die Förderpolitik sollte eine fachlich fundierte 
und aufeinander abgestimmte Sanierungsplanung 
langfristig unterstützen. Hausbesitzer:innen brauchen 
verlässliche Förderbedingungen, qualifizierte Energie-
beratung und Anreize für eine umfassende Bestands-
analyse, um ein tragfähiges Gesamtkonzept für ihre 
Wohnimmobilie zu erhalten.

So können öffentliche Förderung und private Investi-
tionen ihre Wirkung nachhaltig entfalten – technisch, 
wirtschaftlich und klimapolitisch.

Die vollständige Kurzstudie steht zum 
Download bereit auf www.bsb-ev.de/studien
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Heizspiegel 2026: Heizen wird teuer
Die Heizkosten steigen wieder. Das betrifft auch Menschen, die ein Haus besitzen und selbst darin 
wohnen. Sie müssen die laufenden Kosten und die nötigen Investitionen bezahlen. Der neue Heizspiegel 
für Deutschland 2026, den co2online gemeinsam mit dem Deutschen Mieterbund und dem Bauherren-
Schutzbund veröffentlicht hat, zeigt zugleich erhebliche Einsparpotenziale: Rund 90 Prozent der 
Haushalte können ihre Heizkosten noch reduzieren.

Wie wichtig das für Eigenheimbesitzer:innen ist, zeigt 
das Beispiel eines durchschnittlichen Einfamilienhauses 
mit 130 Quadratmetern. Je nach Energieträger lagen die 
Heizkosten 2025 zwischen 1.260 und 2.145 Euro. Lang-
fristig könnten sich die Heizkosten für Gas- und Öl-
heizungen bis 2045 sogar mehr als verdoppeln. Gleich-
zeitig beträgt das durchschnittliche Einsparpotenzial 
im Einfamilienhaus bei einem Wechsel auf erneuerbare 
Energien bereits heute rund 1.000 Euro pro Jahr. 

Weitere Details finden Sie unter: www.heizspiegel.de

STUDIE

Heizkosten | Einfamilienhaus | Einsparpotenzial | 
Energieberatung | Modernisierungskonzept#

Beim Heizungstausch sollten 
Hauseigentümer nicht nur die 

Investitionskosten, sondern auch 
die Betriebs- und Wartungskosten 
betrachten. Entscheidend ist das 
Zusammenspiel von Gebäudehülle, 

Wärmebedarf und Heiztechnik. 
Ein Modernisierungskonzept hilft 

Hauseigentümern, Maßnahmen zu planen 
und abzustimmen, bevor sie von einer 

kaputten Heizung im Winter überrascht 
werden.

Henrik Fork-Weigel
BSB-Geschäftsführer
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Wir sind eine gemeinnützige Verbraucherschutzorganisation, die eine 
marktneutrale und unabhängige Verbraucherschutzfunktion wahrnimmt. 
Wir vertreten und stärken die Verbraucherinteressen privater Bauherren, 
Immobilienkäufer und Modernisierer im selbstgenutzten Wohneigentum. 
Wir haben ein Netzwerk aus 160 unabhängigen Bauherrenberatern und 
Vertrauensanwälten. 
Wir unterstützen unsere Mitglieder durch baurechtliche und 
bautechnische Beratung. 
Wir sind unterlassungsklageberechtigt. 
Wir sind der einzige im Lobbyregister des Bundestages registrierte 
gemeinnützige Mitgliederverein, der die Interessen selbstnutzender 
Bauherren, Wohnungskäufer:innen und Modernisierer:innen vertritt.
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